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1
Arbeitsmarktbeteiligung,
Geschlechterungleichheit
und familienfreundliche
Arbeitszeitflexibilisierung

Nicht zuletzt als Reaktion auf die Lissabon-
Strategie der Europäischen Union (EU) ist
das Ziel, die Arbeitsmarktbeteiligung von
Frauen zu erhöhen und somit auch die Ver-
einbarkeit von Familie und Beruf zu ver-
bessern, in den letzten Jahren verstärkt
Thema der Arbeitsmarkt- und Sozialpoli-
tik geworden. Die Grunddaten der ge-
schlechtsspezifischen Arbeitsmarktsegre-
gation in Großbritanien sind den deut-
schen nicht unähnlich. Obgleich Frauen
mittlerweile fast die Hälfte der britischen
Erwerbstätigen ausmachen, ist der Arbeits-
markt weiterhin von systematischer Ge-
schlechterungleichheit geprägt. Über 40 %
aller Frauen und mehr als zwei Drittel aller
Mütter arbeiten Teilzeit, oft in Minijobs.
Die Wahrscheinlichkeit, dass eine Mutter
mit Kind(ern) unter 11 Jahren erwerbstätig
ist, liegt immer noch 40 % unter der eines
Mannes mit Partnerin (ob dieser Kinder
hat oder nicht, macht keinen Unterschied)
(Berthoud/Blekesaune 2006, S. 16). Wenn
Mütter arbeiten, dann oft unter ihrem
Qualifikations- und Erfahrungsniveau, be-
sonders (aber nicht nur) in der Teilzeitar-
beit (Darton/Hurrell 2005; Green 2005 zi-
tiert in Women and Work Commission
2006 S. 6; Tomlinson et al. 2005, S.23). Es
gibt einen beharrlichen geschlechtsspezifi-
schen Entgeltunterschied, der besonders
auf Teilzeitarbeit zurückzuführen ist. Zu
dem Arbeitskräftepotenzial „unterbeschäf-
tiger“ Mütter kommen noch bis zu einer

umfangs und des Arbeitsortes nur für El-
tern jüngerer Kindern gilt und obendrein,
anders als das deutsche Recht auf Teilzeit-
arbeit, nicht einklagbar ist. Andererseits
geht das britische Gesetz erheblich weiter
als das deutsche, da vertragliche Verände-
rungen nicht auf die Pole Teilzeit- oder
Vollzeitarbeit beschränkt sind, sondern
weitere Flexibilisierungsdimensionen ein-
schließen, die das Einkommen unange-
tastet lassen (Abschnitt 3).

Ziel dieses Beitrags ist es, den britischen
„weichen aber breiten“ gesetzlichen Ansatz
und seinen politischen Hintergrund ge-
nauer zu beschreiben (Abschnitt 2 bis 6).
Im zweiten Schritt werden empirische Da-
ten zur Wirkung des Gesetzes vorgestellt.
Anhand dieser Daten können erste Ant-
worten auf die Frage gegeben werden, ob
das Gesetz mehr Flexibilität im Interesse der
Beschäftigten geschaffen und die bestehen-
de Geschlechterungleichheit am Arbeits-
markt verändert hat (Abschnitt 7 und 8).

Das „weiche“ Recht auf familienfreundliche 
Arbeitszeitflexibilisierung in Großbritannien

Ariane Hegewisch

Das im Jahr 2003 in Großbritannien eingeführte Flexibilitätsgesetz1 gibt Beschäftigten die Möglichkeit, eine Flexibilisierung der Lage
und Dauer ihrer Arbeitszeit wie auch des Arbeitsortes beim Arbeitgeber zu beantragen. Doch anders als das deutsche Teilzeitgesetz 
gewährt es ihnen nicht das Recht, einen ablehnenden Bescheid gerichtlich anzufechten. Und ohnehin gilt das Gesetz nur für eine 
Minderheit der Arbeitnehmer. Dennoch scheint dieses Gesetz Wirkung zu entfalten, und zwar nicht nur für die vom Gesetz privilegierte
Gruppe der Eltern kleiner Kinder. Kann also sogar ein als „zahnlos“ klassifiziertes Gesetz es Arbeitnehmern leichter machen, ihre 
Arbeitszeiten individuell familienfreundlicher zu gestalten? Und wird ein so schwach ausgestatteter Rechtsanspruch die nächste Wirt-
schaftskrise überleben? 

Million erwerbsfähige Personen über 50
Jahren, vielfach Frauen mit Fürsorgever-
antwortung für ältere Verwandte oder Ehe-
partner, die momentan nicht im Arbeits-
markt sind und angeben, dass der Grund
hierfür die fehlende Flexibilität am Ar-
beitsplatz sei (National Audit Office 2004;
Loretto et al. 2005).

In Großbritannien wurden, ähnlich wie
in Deutschland, innerhalb der letzten Jah-
re neue Gesetze verabschiedet, die es den
Beschäftigten erleichtern sollen, ihre ver-
tragliche Arbeitszeit individuell zu verän-
dern (Abschnitt 3 und 4). Damit wird das
Ziel verfolgt, die Vereinbarkeit von Arbeit
und Beruf zu verbessern und Vorausset-
zungen dafür zu schaffen, dass sich Teilzeit
bzw. andere familienfreundliche Arbeits-
zeitmuster mit verantwortlichen Positio-
nen bzw. Karrierepfaden kombinieren las-
sen. Dies soll nicht nur Frauen Karriere-
chancen eröffnen oder erleichtern, sondern
auch Männer motivieren, mehr Verant-
wortung für Familienarbeit zu überneh-
men, um auf diese Weise zu einer weniger
ungleichen geschlechtlichen Arbeitsteilung
beizutragen. Die Frage ist, ob dieser Ansatz
in der Praxis funktionieren kann, oder ob
er vielleicht sogar Gefahr läuft, die gender-
bezogene Arbeitsmarktsegmentation zu
verstärken. Letzteres ist insofern nicht aus-
zuschließen, da der gewählte Ansatz auf ei-
ne individuelle Anpassung setzt, die beson-
ders für Frauen mit Pflegeverantwortung
attraktiv erscheint. Die Länge der allgemein
gültigen Arbeitszeit wie auch die bisherige
Verteilung der Familienarbeit werden da-
gegen nicht angetastet.

Die Gefahr verschärfter oder neuer
Segmentationsmuster wird noch dadurch
vergrößert, dass das britische Recht zur Fle-
xibilisierung der Arbeitszeit, des Arbeits-
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1 Right to Request flexible working and duty to con-
sider (Das Recht flexible Arbeit zu beantragen und
die Pflicht auf Anhörung, kurz: Flexibilitätsgesetz),
Employment Act 2002, Part 4, Section 47 „Flexible
Working“, gültig seit dem 1. April 2003.
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Gerade weil sich dieser Beitrag auf das
Flexibilitätsgesetz konzentriert, muss vorab
betont werden, dass flexibles Arbeiten nur
ein Teil der britischen Maßnahmen für ei-
ne verbesserte Vereinbarkeit von Arbeit
und Familie und erhöhte Arbeitsmarkt-
beteiligung ist. Das gesamte Maßnahmen-
paket unfasst weit mehr Instrumente: Eine
erhebliche Vergrösserung des Angebots an
Kindergartenplätzen, die Betreuung von
Schulkindern nach Ende des offiziellen
Schultages, neue Steueranreize für Nied-
riglohnverdiener mit Kindern,2 die Ein-
führung des gesetzlichen Mindestlohns,
eine aktive Arbeitsmarktpolitik für Sozial-
hilfeempfänger, erhöhte Ansprüche auf be-
zahlten Mutterschafts- und Vaterschaftsur-
laub und außerdem die Einführung einer
neuen „Gender Equality Duty“ für öffent-
liche Behörden. Diese neue „Gleichstel-
lungspflicht“ erlegt beispielsweise Kom-
munen, Krankenhäusern, öffentlichen An-
stalten oder der Polizei auf, aktiv zu über-
prüfen, ob ihre Dienstleistungen Männern
und Frauen gleichermaßen zugute kom-
men. Damit soll ermöglicht werden, gegen
vorhandene Diskriminierungen nicht nur
mittels individueller Beschwerderechte vor-
zugehen, sondern sie einer systematischen
gesellschaftlichen Kontrolle zugänglich zu
machen.3

2
Die europäische Situation 

Die Verabschiedung des britischen Flexibi-
litätsgesetzes (Fußnote 1) ist als Reaktion
auf das zweite Ziel der EG-Teilzeitrichtlinie
von 97/81/EG erfolgt, die vorsieht, „die
Entwicklung der Teilzeitarbeit auf freiwilli-
ger Basis zu fördern und zu einer flexiblen
Organisation der Arbeitszeit bei(zu)tragen,
die den Bedürfnissen der Arbeitgeber und
Arbeitnehmer Rechnung trägt.“ Diese
Richtlinie hat in mehreren Ländern zu
neuen Gesetzen geführt, die den Umstieg
von Vollzeit- auf Teilzeitarbeit vereinfachen
sollen. In den meisten Ländern sind diese
Gesetze allerdings auf Beschäftigte mit jün-
geren Kindern beschränkt, entweder eng
bezogen auf die Zeit des Mutter- oder Va-
terschaftsurlaubes (wie in Deutschland
während der Elternzeit) oder bis das Kind
ein gewisses Alter erreicht hat. In einer
Minderheit von Ländern – den Niederlan-
den, Frankreich und auch Deutschland un-
ter dem Teilzeitgesetz – gilt das Recht auf

Teilzeitarbeit unabhängig von den Grün-
den für den Wunsch nach Teilzeitarbeit
(Clauwaert 2002; Platenga/Remery 2005).
Die deutsche und niederländische Gesetz-
gebung schließt formal auch ein Antrags-
recht auf einen Wechsel von Teilzeit zu
Vollzeit mit ein. Allerdings ist der Rechts-
anspruch, die Stundenzahl zu erhöhen,
deutlich schwächer gestaltet als das Recht,
die Arbeitsstunden zu reduzieren (Burri
et al. 2003).

In allen Ländern hat der Arbeitgeber
die Möglichkeit, den Antrag auf Verände-
rung der Arbeitszeit aus betrieblichen bzw.
organisatorischen Gründen abzulehnen
oder zu verzögern; wie schwerwiegend die
betrieblichen Gründe sein müssen, ist un-
terschiedlich geregelt (Burri et al. 2003;
Clauewaert 2002; EIRO 2004). Die Option,
einen Antrag aus betrieblichen Gründen
abzulehnen, ist ein wesentlicher Unter-
schied zum Recht auf Mutterschaftsurlaub,
das vom Arbeitgeber weder verwehrt noch
verzögert werden kann.

3
Der britische 
Flexibilitätsansatz

Das britische Flexibilitätsgesetz zählt zu
den „weichen“, also abdingbaren Arbeit-
nehmerrechten. Seit April 2003 haben El-
ten von Kindern unter sechs Jahren oder
von behinderten Kindern unter 18 Jahren
das Recht, bei ihrem Arbeitgeber eine Ver-
änderung ihrer Beschäftigungskonditionen
zu beantragen. Der Arbeitgeber wiederum
ist verpflichtet, auf diesen Antrag innerhalb
eines festgelegten Zeitraums und unter
Wahrung definierter Formvorschriften zu
reagieren. Im April 2007 ist dieses Recht
auch auf Beschäftigte mit Fürsorgever-
pflichtungen für erwachsene Verwandte
ausgedehnt worden.

Das britische Flexibilitätsgesetz geht in-
haltlich wesentlich weiter als vergleichbare
Regelungen in Deutschland oder anderen
Ländern, da nicht nur die Verkürzung oder
Verlängerung der vertraglichen Arbeitszei-
ten beantragt werden kann, sondern auch
eine Veränderung der Arbeitszeitlage sowie
des Arbeitsortes. Neben dem typischen 
Antrag auf Teilzeitarbeit wird ein Menü
von verschiedenen Arbeitszeitarrange-
ments angeboten: Jahresarbeitszeit, Gleit-
zeit, Heim- oder Telearbeit, Blockarbeits-
zeiten (z. B. neun Tage innerhalb von zwei

Wochen), Veränderung der täglichen An-
fangs- und Endzeiten bei gleicher Stun-
denzahl, befristete Verkürzung der Arbeits-
zeiten (z. B. für sechs Monate). Im deut-
schen Teilzeitrecht hat ein Arbeitnehmer
zwar auch die Möglichkeit, festzulegen, an
welchen Tagen bzw. zu welchen Zeiten er
arbeiten möchte, jedoch nur in Verbindung
mit einem Antrag auf eine Veränderung der
zu leistenden Arbeitsstunden. Im briti-
schen Gesetz bleibt es im Prinzip vollkom-
men den Beschäftigten überlassen, einen
Neuentwurf der vertraglichen Arbeitszeit
vorzuschlagen.

So großzügig diese Regelung scheint, so
begrenzt bleibt die Chance, sie gegen das
Einverständnis des Arbeitgebers durchzu-
setzen. In Deutschland, wie in den meisten
anderen Ländern, kann ein Arbeitnehmer
eine ablehnende Entscheidung des Arbeit-
gebers gerichtlich anfechten, in Großbri-
tannien jedoch haben Arbeitnehmer kein
Recht auf eine externe Berufungsinstanz –
zumindest dann nicht, wenn sich der Ar-
beitgeber an die formalen Vorschriften
hält. Diese Vorschriften legen zum einen ei-
nen genauen Zeitrahmen fest, in dem der
gestellte Antrag beantwortet werden muss,
zum anderen sind betriebliche oder orga-
nisatorische Gründe definiert, auf die sich
der Arbeitgeber bei einer Ablehnung bezie-
hen kann (Fagan et al 2006; Hegewisch
2005a). Insofern haben wir es hier haupt-
sächlich mit einem prozeduralen Anhö-
rungsrecht zu tun.

In der Praxis haben Beschäftigte jedoch
einige Möglichkeiten, eine Arbeitgeberent-
scheidung gerichtlich bei einem Employ-
ment Tribunal (der ersten Instanz der bri-
tischen Arbeitsgerichte) anzufechten. Eine
Klage kann erhoben werden, wenn der Ar-
beitgeber sich entweder nicht an den Ver-
fahrensrahmen hält, also z. B. nicht recht-
zeitig schriftlich auf einen Antrag reagiert,
oder wenn der schriftlich fixierte Ableh-
nungsgrund ein anderer als im Gesetz ge-
nannter ist. Derartige Verfahrensfehler pas-
sieren relativ häufig, sodass es zu ver-

2 Der Working Tax Credit ist eingeführt worden, um
den Übergang von Sozialhilfe zu bezahlter Arbeit
zu vereinfachen durch Abschreibungen für die
Kosten für Kinderbetreuung sowie extra Steuer-
freibeträge für Kinder, http://www.direct.gov.uk/
en/MoneyTaxAndBenefits/TaxCreditsandChild
Benefit/TaxCredits/DG_4015483

3 Für eine Beschreibung der Gendergleichheitspflicht
vgl. Equal Oppotunity Commission http://www.
eoc.org.uk/Default.aspx?page=17686
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gleichsweise vielen Klagen bei den Arbeits-
gerichten im Rahmen des Fexibilitätsgeset-
zes kommt (Hegewisch 2005a; Fagan et al.
2006, S. 40). Hinzu kommt die Möglich-
keit, eine gerichtliche Klage nach dem Fle-
xibilitätsgesetz, mit einer Klage auf Ge-
schlechterdiskriminierung entlang dem
Sex Discrimination Act 1976, dem Gleich-
behandlungsgesetz, zu verbinden. Es gibt
inzwischen viele Präzedenzfälle, die deut-
lich machen, dass eine Verweigerung der
Verkürzung oder Veränderung von Ar-
beitszeiten, die von Arbeitnehmerinnen
mit Kindern beantragt werden, ein Fall von
mittelbarer Diskriminierung sein kann
(Palmer et al. 2006). Der Sex Discrimina-
tion Act öffnet die Türen für eine gerichtli-
che Beurteilung der vom Arbeitgeber ge-
nannten betrieblichen Gründe, während
der prozedurale Ansatz des Flexibilitäts-
rechts eher ein erster Schritt ist, der die Ent-
scheidungen des Arbeitgebers transparent
macht. Allerdings gibt es im Falle einer ge-
wonnenen Klage nur ein Recht auf eine fi-
nanzielle Abfindung, kein Recht auf einen
neuen Arbeitsvertrag oder auf Wiederein-
stellung im Falle einer Kündigung.

4
Flexibilität als Win-Win-
Szenario für Arbeitgeber
und Arbeitnehmer

Der Ausschluss der Möglichkeit, die Ar-
beitgeberentscheidung anfechten zu kön-
nen, war die Vorraussetzung für die Unter-
stützung der Gesetzesinitiative von Seiten
der Arbeitgeber. Die Gesetzesinitiative war
das Resultat einer „Work and Parents Task-
force“ („Arbeit und Eltern Taskforce“), die
von der Regierung eingesetzt worden war,
um Vorschläge für eine verbesserte Verein-
barkeit von Arbeit und Beruf zu ent-
wickeln. An dieser Taskforce waren sowohl
die Confederation of British Industries
(CBI), der größte Arbeitgeberverband, und
der Trade Union Congress (TUC), der Ge-
werkschaftliche Dachverband, maßgeblich
beteiligt (DWP 2003, S.17). Der Ausschluss
eines externen Berufungsrechts wie auch
die Beschränkung des Flexibilisierungs-
rechtes auf Eltern kleiner Kinder wurden
von den Gewerkschaften kritisiert, letztlich
jedoch als Kompromiss akzeptiert, um dem
Gesetz den Weg zu ebnen. Die Regierung
sieht die Unterstützung des Flexibilitätsge-
setzes durch dieArbeitgeberseite als wichti-

ge Voraussetzung für den Erfolg des Geset-
zes. Die „weiche Fassung“ des Rechtsan-
spruchs hat es auch ermöglicht, den Gel-
tungsbereich des Gesetzes auf alle Arbeit-
geber ausweiten zu können, und nicht, wie
in Deutschland, Kleinbetriebe ausnehmen
zu müssen (Warth 2006). Die Arbeitgeber
waren es auch, die sich dafür ausgespro-
chen haben, nicht nur Regelungen zur Teil-
zeitarbeit zu treffen, sondern – mit Blick
auf die Spannweite von Arbeitszeitmustern
– unterschiedliche Flexibilisierungskon-
stellationen zu regeln.

Die britische Diskussion über das Fle-
xibilitätsgesetz fand und findet vor dem
Hintergrund eines Arbeitskräftemangels
statt, sodass es vor allem darum geht, Er-
werbsfähige, die nicht erwerbstätig sind, in
den Arbeitsmarkt zurückzulocken, bzw.
Beschäftigte in Stellen zu halten, die ihrem
Qualifikations- und Erfahrungsniveau ent-
sprechen (Hegewisch 2005b). Ziel des Ge-
setzes ist nicht, wie es der Entstehungszu-
sammenhang des deutschen Teilzeitgeset-
zes widerspiegelt, die Verringerung der Ar-
beitslosigkeit, indem Arbeitsstunden von
Vollzeitbeschäftigten, die ihre Arbeit redu-
zieren, auf Arbeitslose umverteilt werden.
Der britische Ansatz reflektiert weiterhin
das Grundverständnis, dass  arbeitnehmer-
freundliche Flexibilität weitgehend kosten-
los – wenn nicht sogar gewinnbringend –
für Arbeitgeber ist (White et al. 2003,
S. 173). Vorhandene Barrieren gegen mehr
arbeitnehmerfreundliche Flexibilität wer-
den hauptsächlich als kulturell verursacht
gesehen, als Mischung aus Vorurteilen und
institutioneller Trägheit. Falls allerdings
aus veränderten Arbeitszeiten betriebs-
wirtschaftliche Kosten entstehen, wird der
Arbeitgeber effektiv davon befreit, einem
Veränderungsantrag stattgeben zu müssen.
Dies ist anders beim deutschen Ansatz, der
dem Arbeitgeber eine gewisse Kostenstei-
gerung zumutet.

Die Gesetzgebung soll zu einem Kul-
turwandel beitragen und wird dement-
sprechend, wie in Deutschland auch, von
Modellprogrammen und öffentlichen Kam-
pagnen unterstützt. Sie sollen demonstrie-
ren, dass sich neue, flexible Modelle der Ar-
beits(zeit)organisation auch „rechnen“.
Des Weiteren sollen sie, mittels Postern,
Broschüren und Radioprogrammen, Män-
ner anspornen, ihr Recht auf die Flexibili-
sierung der Arbeitszeit und des Arbeitsor-
tes in Anspruch zu nehmen und sich damit
zugleich aktiver in die Familienarbeit ein-
zubringen.

5
Schrittweite Erweiterung
des Gesetzes

Die Option, den Geltungsbereich des Fle-
xibilitätsgesetzes zu erweitern, war von An-
fang an vorgesehen. Dazu zählte das Ver-
sprechen, nach drei Jahren die Effektivität
des Gesetzes insgesamt zu überprüfen wie
auch das Fehlen einer externen Berufungs-
instanz auf den Prüfstand zu stellen. Diese
Vorgehensweise zielte darauf, sanften
Druck auf die Arbeitgeber auszuüben, das
Recht von vornherein aktiv zu unterstüt-
zen, da ansonsten eine strengere gesetzliche
Formulierung drohte.

Im Sinne dieser Strategie (arbeitgeber-
verträglich, allmähliche Erweiterung, Prio-
ritäten setzend, keine flächendeckende Ge-
setzesanwendung) ist das Flexibilisierungs-
gesetz im April 2007 auf Beschäftigte mit
Pflegeverantwortung für bedürftige Ver-
wandte ausgeweitet worden. Der Neufas-
sung des Gesetzes ging eine öffentliche Be-
ratung voraus, bei der zwei Möglichkeiten
zur Diskussion gestanden hatten: Auswei-
tung des Rechtes auf Beschäftigte mit Pfle-
geverantwortung und/ oder auf Eltern älte-
rer Kinder (DTI 2005a). Eine Ausweitung
auf alle Arbeitnehmer und Arbeitnehme-
rinnen stand nicht zur Debatte, obwohl
dies von vielen Organisationen, einschließ-
lich der Equal Opportunities Commission
(Gleichstellungskommission), des Charte-
red Institute for Personnel and Develop-
ment (der britischen Gesellschaft für Per-
sonalführung) und der Gewerkschaften,
gefordert worden war.

Bemerkenswert ist, dass die erste Zwi-
schenbilanz durchgängig positiv ausfiel.
Stimmen zur Abschaffung des im Jahr 2003
eingeführten Gesetzes waren auch von Ar-
beitgeberseite nicht zu hören. Die Unter-
stützung für die Ausweitung seines Anwen-
dungsbereiches war allerdings keineswegs
einstimmig. Besonders die Vertreter des
Mittelstandes waren dagegen, das Flexibili-
sierungsrecht auf weitere Beschäftigten-
gruppen auszudehnen. Die Regierung ent-
schied daraufhin, Pflegeverantwortliche als
Gruppe zu privilegieren. Dies geschah aus
drei Gründen: Erstens ist die Arbeits-
marktbeteiligung in dieser Gruppe gerin-
ger (sowie das Potenzial höher, Arbeits-
marktbeteiligung durch verbesserte Ver-
einbarkeit zu erhöhen) als in der Gruppe
erwerbstätiger Eltern, die alternativ oder
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6.1 EIN ERHÖHTES ANGEBOT AN
QUALITATIV BESSERER TEILZEIT?

Viele Frauen steigen nach der Mutterschaft
auf Jobs um, die unter ihrem bisherigen be-
ruflichen Niveau liegen, aber – anders als
ihre vorherige Beschäftigung – Teilzeitar-
beit erlauben. Ein erleichterter Zugang zu
besser bezahlter und besser qualifizierter
Teilzeitarbeit ist ein wichtiges, wenn auch
nicht das einzige, Ziel des Gesetzes (vgl.Ab-
schnitt 4 und 5), da traditionelle Teilzeit-
formen ein wesentlicher Grund für die gen-
derspezifischen Lohnunterschiede am Ar-
beitsmarkt sind. Die durchschnittliche Dif-
ferenz des Stundenlohns zwischen Vollzeit
arbeitenden Männern und Teilzeit arbei-
tenden Frauen wird, anders als in Deutsch-
land, seit 20 Jahren als Gradmesser für die
Genderstrukturen des Arbeitsmarktes er-
hoben, und sie hat sich – anders als der
Lohnunterschied für Vollzeit arbeitende
Männer und Frauen – fast überhaupt nicht
verringert (Women and Work Commission
2006 S. 2). Falls das Flexibilitätsgesetz den
Zugang zu besserer Teilzeitarbeit erfolg-
reich öffnet, dann müsste man zumindest
eine kleine Veränderung im Lohnunter-
schied finden. Eine Analyse der Lohn- und
Gehaltsstatistiken zeigt tatsächlich, dass sich
die Differenzen im Stundenlohn von Frau-
en in Teilzeit- und Frauen in Vollzeitposi-
tionen zwischen 2001 und 2005 verringert
haben, von 28 auf 26 %.Vergleicht man den
durchschnittlichen Stundenlohn aller Teil-
zeitbeschäftigten mit dem aller Vollzeitbe-
schäftigten, dann hat sich die Differenz von
37 % auf 34 % verringert.4 Geschrumpft 
ist auch der Abstand des durchschnittlichen
Stundenlohnes (von 42 auf 38 %), wenn
man weibliche Teilzeitarbeitende und
männliche Vollzeitarbeitende miteinander
vergleicht (Fagan et al. 2006, S.42).5

daten nicht ermittelt werden. Das Bild kor-
respondiert aber mit Auskünften der be-
fragten Arbeitgeber, die zum Zeitpunkt der
Debatten über die Erweiterung des Geset-
zes angaben, dass es aufgrund des stetigen
Flusses von Anträgen – und damit bereits
vorhandenen Flexibilitätssockels – inzwi-
schen etwas schwieriger geworden sei, zu-
sätzliche, neue Flexibilitätsanträge orga-
nisatorisch umzusetzen (CBI 2005, Engi-
neering Employer Federation, zitiert in
DTI 2005b, S.30).

Die meisten Anträge kamen seitens der
vom Gesetz privilegierten Gruppe: Fast ein
Viertel (24 %) (Hooker et al. 2007, S.177)
aller Arbeitnehmer mit kleinen oder be-
hinderten Kindern beantragte eine Verän-
derung der Arbeitszeiten. Anträge wurden
jedoch auch von Eltern älterer Kinder oder
Beschäftigten ohne (versorgungsbedürfti-
ge) Kinder gestellt. Obwohl die Erfolgsrate
in der gesetzlich privilegierten Gruppe
leicht höher ist, bleibt der Unterschied zu
Arbeitnehmern mit älteren Kindern ge-
ring. Kinderlose wiederum können ihre
Flexibilitätswünsche seltener erfolgreich
umsetzen, gleichwohl sind sie nicht aus-
sichtslos: Arbeitgeber berücksichtigen of-
fenkundig vielfach auch die Anträge von
Beschäftigten, die per Gesetz kein Antrags-
recht haben.

Eindeutig gestiegen ist der Anteil der
Beschäftigten, die – ohne es bereits realisiert
zu haben – für sich die Möglichkeit ins Au-
ge fassen, flexibel zu arbeiten. Der Anteil
der Beschäftigten, die glauben, ihr Arbeit-
geber würde den Wechsel von Vollzeit- zu
Teilzeitarbeit erlauben, ist von 49 % vor
dem Gesetz auf 69 % im Jahr 2005 gestie-
gen, die Chance auf Gleitzeitarbeit wird von
53 % statt bisher 32 % gesehen. Und 35 %
statt bisher 25 % glauben, die Möglichkeit
zu haben, die reguläre Arbeitszeit innerhalb
einer Arbeitswoche zu komprimieren, so-
dass beispielsweise 40 Wochenstunden an
vier anstatt fünf Arbeitstagen geleistet wer-
den (Hooker et al. 2007, S. 61). Und nur 4 %
der Befragten, die nicht versucht haben, ih-
re Arbeitszeiten zu ändern, geben als Grund
an, dass der Arbeitgeber einem solchen An-
trag ohnehin nicht zustimmen würde. Das
Gesetz entfaltet also auch dann Wirkungen,
wenn seine Rechtsansprüche gar nicht di-
rekt genutzt werden. Allein schon die Exis-
tenz des Flexibilitätsgesetzes scheint den
Beschäftigten den Rücken zu stärken und
Arbeitgeber anzuregen, positiver als in der
Vergangenheit auf Flexibilitätswünsche der
Arbeitnehmer einzugehen.

ergänzend zur Diskussion stand. Zweitens
schien mit Blick auf die demografische
Entwicklung ein prioritärer Regelungsbe-
darf für diese Fallkonstellation – Pflegezei-
ten für betreuungsbedürftige Angehörige –
zu bestehen. Und drittens fiel ins Gewicht,
dass von Pflegefällen betroffene Beschäf-
tigte weniger institutionelle Unterstützung
erhalten als Eltern, die zum Beispiel von
der neuen Vor- und Nachschulversorgung
profitieren (DTI 2005b).

6
Wie effektiv ist der 
britische Flexibilitäts-
ansatz?

Die britische Regierung hat mehrere Un-
tersuchungen zur Flexibilität am Arbeits-
platz durchgeführt. Einbezogen waren Ar-
beitnehmer wie auch Arbeitgeber, vor der
Einführung des Gesetzes und danach
(Holt/Grainger 2005; Hooker et al. 2007;
Palmer 2004; Stevens et al 2004; Woodland
et al. 2003). Im Sinne des Ziels, einen Kul-
turwandel bewirken zu wollen, waren die-
se Studien nicht eng auf eine Evaluation
des Flexibilitätsgesetzes beschränkt, son-
dern sie erfassen insgesamt die Zahl der Be-
schäftigten, die versucht haben, ihre Ar-
beitszeiten zu ändern, und zwar unabhän-
gig davon, ob sie sich formal an die gesetz-
lichen Regeln gehalten haben bzw. ob sie
überhaupt wussten, dass sie ein offizielles
Recht auf flexible Arbeit hatten. Deshalb
sind die hier gewonnenen empirischen Be-
funde auch nicht direkt mit den Daten ver-
gleichbar, die im Zuge der Evaluation des
deutschen Teilzeitgesetzes erhoben worden
sind (Magvas/Spitznagel 2002).

Die britischen Analysen zeigen, dass
der Anteil der Arbeitnehmer, die seit Ein-
führung des Flexibilitätsgesetzes jährlich
einen Antrag auf flexibles Arbeiten stellen,
relativ unverändert geblieben ist. Dies sind
ein Sechstel aller Arbeitnehmer (Stevens
et al. 2004, S. xiv). Eine deutliche Verände-
rung gibt es bei den Anträgen, die vom Ar-
beitgeber abgelehnt worden sind. Ihr Anteil
ist in den ersten zwei Jahren nach Verab-
schiedung des Gesetzes um fast die Hälfte
gefallen, von 20 auf 11 % (Holt/Grainger
2005, S. 35). Im darauf folgenden Jahr
scheint die Ablehnungsrate wieder etwas
angestiegen zu sein (auf 17 %) (Hooker
et al. 2007, S. 179). Die Gründe für diese
Schwankungen können aus den Umfrage-

4 Der vergleichbare Bruttostundenlohnunterschied
für Dienstleistung und Produktion in Deutschland
lag im 1. Quartal 2007 bei 25,5 % (Statistisches
Bundesamt 2007), geschlechtsbezogene Daten für
Teilzeit/Vollzeitlohnunterschiede sind bis jetzt
nicht erstellt worden.

5 Ein kleiner, aber positiver Trend zur Angleichung
von Frauen- an Männerlöhne findet sich auch in
Berufsgruppen, einschließlich der Führungskräfte,
bei denen der Lohn- und Gehaltsunterschied tra-
ditionell besonders groß ist. Diese Angleichungs-
prozesse haben allerdings bereits zwischen 2001
und 2003 stattgefunden, vor dem Inkrafttreten
des Gesetzes, aber in einer Zeit, in der die neuen
Regeln bereits diskutiert wurden. Der Arbeitskräf-
temangel in dieser Periode wird auch eine Rolle
gespielt haben.
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Ein weiteres Indiz für den Erfolg des
Gesetzes bezüglich qualitativ höherer Teil-
zeitarbeit wäre ein Anstieg der durch-
schnittlichen Stundendauer von Teilzeit-
jobs. Wie in Deutschland sind auch in
Großbritannien viele Teilzeitjobs Minijobs,
mit weniger Wochenstunden, als Beschäf-
tigte es sich wünschen. Doch hier ent-
täuscht das Gesetz: Die durchschnittliche
Stundendauer von Teilzeitjobs liegt unver-
ändert unter 16 Wochenstunden.

6.2 VERTIEFUNG ODER 
VERFLACHUNG DER 
GESCHLECHTERUNGLEICHHEIT?

Arbeitszeitflexibilität ist genderspezifisch.
Die Janusköpfigkeit eines Gesetzes, das Teil-
zeit und andere Formen der Arbeitszeit-
flexibilität für Eltern vereinfachen soll, be-
steht darin, dass „Eltern“ in Wirklichkeit
„Mütter“ bedeuten kann. Ein Gesetz, das
sich zum Ziel setzt, die Voraussetzungen für
Frauen zu erleichtern, Familie und Beruf zu
vereinbaren, kann also, wenn es nicht auch
bei Männern Verhaltensänderungen aus-
löst, Frauen auf das familienfreundliche
Abstellgleis führen. Die Gehalts- und Kar-
riereunterschiede zwischen Männern und
Frauen wie auch die Abhängigkeit der 
Frauen von Männern wären damit zemen-
tiert, wenn nicht gar verschlimmert. Was
deutet sich unter diesem Blickwinkel bisher
in der Realität an? Um es vorwegzunehmen:
Die Befunde ergeben ein uneinheitliches
Bild:

Insgesamt sind Frauen mit 57 % die
Mehrheit derer, die einen Antrag auf neue
Arbeitszeitarrangements gestellt haben.
(Diese Zahl schließt auch Frauen ein, die
nicht direkt unter das Gesetz fallen, z. B.
kinderlose) (Hooker et al. 2007, S. 54).
Doch immerhin: Der Geschlechterunter-
schied ist nicht sehr ausgeprägt. Allerdings
beantragten innerhalb der Gruppe „Eltern
kleinerer Kinder“ mehr als eine von drei
Müttern – im Vergleich zu einem von zehn
Vätern – veränderte Arbeitszeiten. Bei an-
deren Gruppen, d.h. bei Eltern älterer Kin-
der oder Kinderlosen, sind die Geschlech-
terunterschiede wesentlich geringer.

Unterschiede gibt es auch hinsichtlich
der Flexibilitätsformen, die nachgefragt
werden. Frauen neigen eher als Männer da-
zu, Teilzeitarbeit zu beantragen (30 zu
18 %) oder ihre Arbeitszeit für einen be-
grenzten Zeitraum zu reduzieren (19 zu
12 %), während Männer eher um Gleitzeit
nachsuchen (28 % der Männer, 19 % der

Frauen) (Holt/Grainger 2005, S. 33). Das
heißt, zumindest in den ersten Jahren nach
Einführung des Gesetzes wählten Frauen
vermehrt Flexibilitätsformen, die einen
Verdienstverlust mit sich bringen, während
Männer eher die Modelle bevorzugten, die
das Gesamteinkommen unberührt lassen.
Die Studien geben allerdings keinen Auf-
schluss, ob die verbesserten Voraussetzun-
gen, flexibel zu arbeiten, es mehr Frauen er-
möglicht haben, überhaupt im Arbeits-
markt zu verbleiben und damit ihre öko-
nomische Selbstständigkeit zu erhalten.

Während der ersten drei Jahre nach
Einführung des Flexibilitätsgesetzes ist ins-
gesamt aber ein leichter Rückgang der An-
träge von Frauen auf Teilzeitarbeit zu be-
obachten sowie ein Anstieg von Anträgen
auf Gleitzeit. Die Gleitzeit ist eine Form, bei
der ein Defizit bestand (und weiterhin be-
steht) zwischen Angebot und Arbeitneh-
mernachfrage (Stevens et al. 2004; TUC
2005a). Insgesamt ist die Anzahl derer, die
Gleitzeit arbeiten, seit 2002 von 19 auf 26 %
gestiegen (immer noch erheblich unter
dem deutschen Niveau).6 Gleitzeit breitet
sich besonders aus unter Frauen, die gera-
de Mütter geworden sind (von 17 auf 47 %),
und unter Männern, die Väter geworden
sind, – hier hat sich der Anteil derer, die
Gleitzeit nutzen, auf 31 % verdreifacht.7

Offensichtlich aber ist: Bei Frauen ist
ein Antrag auf Flexibilität sehr viel eher mit
der Vereinbarkeit von Arbeit und Familie
verbunden, während die Gründe bei Män-
nern breiter gestreut sind: Fast doppelt so
viele Frauen wie Männer beantragten eine
Veränderung, um sich um Kinder zu küm-
mern (43 zu 22 %), auf der anderen Seite
war die Anzahl der Frauen, die aufgrund
von Aus- oder Weiterbildung andere Er-
werbsformen suchen, zu klein, um in der
Umfrage berücksichtigt zu werden, bei
Männern machte sie aber mehr als einen
von sieben Anträgen aus (Holt/Grainger
2005; S. 34). Auch wenn es insgesamt na-
türlich positiv ist, dass es Arbeitnehmern
möglich ist, ihre Arbeitszeiten zu verän-
dern, um sich weiterzubilden, so ist die Ge-
fahr für neue geschlechtsspezifische Spal-
tungen hier offensichtlich: Männer inves-
tieren in ihr eigenes Humankapital, Frauen
in die nächste Generation.

6.3 ERSCHWERTE BEDINGUNGEN
FÜR MÄNNER

Männer stellen nicht nur seltener den An-
trag, ihre Arbeitszeiten zu verändern, sie

haben es auch erheblich schwerer, das Ein-
verständnis ihres Arbeitgebers zu bekom-
men. Fast ein Viertel (23 %) aller Anträge
männlicher Arbeitnehmer wurde abge-
lehnt. Bei Frauen war dies nur bei einem
von acht Anträgen (13 %) der Fall (Hooker
et al. 2007, S. 58). Auch zeigt sich ein Zu-
sammenhang mit dem Umfang der Ar-
beitszeiten: Arbeitnehmer, die regelmäßig
mehr als 40 Stunden pro Woche arbeiten –
ein Drittel aller Männer – haben es schwe-
rer, ihre Arbeitszeiten zu verändern
(Holt/Grainger 2005, S. 36). Der Faden
zieht sich weiter durch Berufsgruppen und
Industriezweige: Wo Männer dominieren,
ist die Wahrscheinlichkeit einer erfolgrei-
chen Arbeitszeitveränderung erheblich ge-
ringer (wie aber auch die Wahrscheinlich-
keit, dass überhaupt ein Antrag gestellt
wird).

Die nach Geschlecht unterschiedliche
Behandlung von Anträgen wird auch bei
einer Analyse der Fälle sichtbar, die in Ar-
beitstribunalen8 behandelt worden sind. In
den zwei Jahren nach Einführung des Ge-
setzes haben Arbeitstribunale an die 400
Fälle gehört, die sich zumindest zum Teil
mit flexibler Arbeit befassen. Mehr als ein
Viertel der Klagen wurde von Männern
eingereicht. Doppelt so hoch ist ihre Ab-
weisungsquote: 50 % der Klagen, die verlo-
ren oder abgewiesen wurden, stammten
von Männern (Fagan et al. 2006, S.43). Die
Fallbeschreibungen zeigen, was für Vorur-
teile Männer überwinden müssen, wenn sie
versuchen, ihre Arbeitszeiten zu verändern,
um eine aktivere Rolle in der Familie zu
spielen. Der „weiche“ Charakter des Flexi-
bilitätsgesetzes benachteiligt insbesondere
Männer (Fagan et al. 2006, S.42). Mütter
haben eher die Chance, eine Klage gegen ei-
ne Ablehnung ihres Antrages nach dem
Flexibilitätsgesetz mit einer Klage gegen
mittelbare Frauendiskriminierung zu ver-
binden, da die diskriminierenden Folge-

6 Laut BMFSFJ (2004) arbeiten 43 % aller Arbeit-
nehmer mit Kindern unter 18 Jahren Gleitzeit
(42 % der Mütter, 48 % der Väter)

7 Laut einer Rede des Ministers für Trade and Indus-
try, Alistair Darling, MP, vom 23. Januar 2007 beim
Institute for Directors, http://www.dti.gov.uk/
about/dti-ministerial-team/page37013.html

8 Auf Englisch: Employment Tribunal, ein Panel mit
einem Juristen und zwei Laienrichtern, meist einer
von Gewerkschafts- und einer von Arbeitgeber-
seite. 400 Klagen zu flexibler Arbeit wurden in den
ersten zwei Jahren nach Einführung des Gesetzes
eingereicht, dies sind allerding weniger als 0,5 %
aller Klagen. 
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wirkungen des Normalarbeitszeitstandards
bei ihnen offensichtlich zutage treten. Ähn-
lich gute Voraussetzungen, Diskriminie-
rung nachzuweisen, haben Väter nicht.

6.4 ÜBERLANGE ARBEITSZEITEN 
ALS FLEXIBILITÄTSBARRIERE 

Großbritannien hat innerhalb der Euro-
päischen Union mit den größten Anteil an
Arbeitnehmern, die regelmäßig weit mehr
als 40 Wochenstunden arbeiten, Männer
wie Frauen. 29,4 % der Männer und 9,6 %
der Frauen leisten regelmäßig mehr als 
45 Wochenstunden.9 Die Britische Regie-
rung hatte 1998 die Möglichkeit eines indi-
viduellen Opt Outs10 zur Bedingung der
Unterzeichnung der EU-Arbeitszeitricht-
linie gemacht – und sie blockiert bis heute
die Aufhebung dieser Sonderkondition.
Arbeitszeitkonten sind unüblich, bezahlte
Überstunden sind dagegen in bestimmten
Branchen noch sehr viel üblicher als in
Deutschland, sodass die Beschäftigten oft
einen großen individuellen Anreiz haben,
überlange Arbeitszeiten in Kauf zu neh-
men. Hinzu kommt, wie in Deutschland,
ein stetiges Anwachsen unbezahlter Mehr-
arbeit.

Der Einfluss des Flexibilitätsgesetzes
auf die „long hours culture“, die Kultur der
langen Arbeitszeiten, scheint gering. Der
Anteil der Männer, die regelmäßig mehr als
45 Wochenstunden arbeiten, ist seit 2003
nur leicht gefallen (in der Zeit ging aber
auch die wirtschaftliche Nachfrage etwas
zurück), der von Frauen gar nicht. Der La-
bour Force Survey fragt auch, ob Arbeit-
nehmerinnen und Arbeitnehmer auch um
den Preis eines Verdiensteinschnittes weni-
ger Stunden arbeiten wollen. Auffällig ist:
Die Anzahl der Beschäftigten, die trotz er-
wartbarer Einkommensverluste ihre Ar-
beitszeit reduzieren wollen, ist zwischen
2003 und 2005 um 200.000 gesunken. Al-
lerdings ist dies weiterhin nur ein Bruchteil
derer, die 2005 angaben, dass sie verkürzte
Arbeitszeiten bevorzugen würden. Für ein
Viertel aller Befragten, und mehr als ein
Drittel der Frauen, wiederum gilt, dass sie
ihren Angaben zufolge verkürzte Arbeits-

zeiten wünschen, sich jedoch erfolglos mit
diesem Anliegen an ihren Arbeitgeber ge-
wendet hätten (TUC 2005a, S. 7).

Auch wenn lange Arbeitsstunden sicher
nicht der alleinige Grund für die Unterre-
präsentation von Frauen in Männerberu-
fen und besser bezahlten Jobs sind, so tra-
gen sie zur Geschlechtersegmentierung bei.
Berufsgruppen, in denen Männer domi-
nieren, einschließlich Führungspositionen,
setzen oft Arbeitszeiten voraus, die schwer
mit Familienarbeit zu vereinbaren sind.
Studien in Großbritannien zeigen denn
auch deutlich, dass junge Frauen bewusst
Berufe wählen, die familienverträglichere
Arbeitszeiten haben, nicht klar ist ihnen al-
lerdings, wie sehr sie mit ihrer Wahl ihre
Einkommensmöglichkeiten einschränken
(Women and Work Commission 2006).
Auf der anderen Seite stehen Männer mit
langen Arbeitsstunden weniger für Fami-
lienarbeit zur Verfügung.

Der Britische Gewerkschaftsdachver-
band nannte deshalb das Flexibilitätsgesetz
ein „Trostpflaster“ – willkommen, aber
nicht wirklich schlagkräftig angesichts der
Probleme, die für Familien und auch für
die Gleichstellung der Geschlechter insge-
samt aus der Kultur der langen Arbeitszei-
ten entstehen (TUC 2005b).

7
Schlussfolgerung: 
Die potenziellen Grenzen
des weichen Ansatzes

Die Briten sind mit dem procedural ange-
legten, weichen Flexibilitätsgesetz in Euro-
pa einen Sonderweg gegangen: anstatt ei-
nes einklagbaren Rechtes bietet es lediglich
ein Anhörungsrecht. Trotzdem scheint der
britische Ansatz bis jetzt relativ erfolgreich
darin zu sein, individuelle Formen der Fle-
xibilität in der Erwerbsarbeit zu ermögli-
chen. Die empirischen Befunde zeigen:
Eine nicht unerhebliche Anzahl der Be-
schäftigten hat versucht, ihre Arbeitszeiten
zu verändern, die große Mehrheit mit Er-
folg, und zwar unabhängig davon, ob sie ei-

nen Rechtsanspruch hatte oder nicht. Ar-
beitszeitarrangements, wie beispielsweise
Gleitzeitarbeit, die Flexibilität ohne einen
Einkommensverlust erlauben, scheinen be-
sonders geeignet zu sein, Männer für fle-
xible Arbeits(zeit)formen zu gewinnen.
Teilzeitarbeit bleibt bedeutsam, jedoch ein-
fach als eine Möglichkeit von vielen. Dies
gilt auch für Frauen.

Die Grenzen des „weichen Ansatzes“
kann man allerdings anhand der Verteilung
neuer Arbeitszeitmuster sehen. Flexibilität
folgt traditionellen Wegen: Dort, wo es
schon Erfahrung mit alternativen Arbeits-
mustern gibt, gibt es auch eine größere Of-
fenheit für weitere oder neue Arbeitsfor-
men. Weniger erfolgreich ist die „sanfte“
Vorgehensweise in Arbeitsbereichen und
Berufsgruppen, in denen arbeitnehmer-
freundliche Flexibilitätsformen bislang we-
niger verbreitet waren, also dort, wo
hauptsächlich Männer arbeiten.

Vier Jahre sind nur eine verhältnis-
mäßig kurze Zeitspanne, um zu beurteilen,
ob das Flexibilitätsgesetz langfristig zu ei-
ner Veränderung der Arbeitskultur und zu
mehr familienfreundlichen Arbeitszeiten
und Arbeitsformen in Großbritannien bei-
tragen kann. Das Gesetz wurde zu Zeiten
der Hochkonjunktur eingeführt, also zu ei-
nem Zeitpunkt, zu dem angesichts des Ar-
beitskräftemangels Arbeitgeber ohnehin
eine größere Offenheit gegenüber Arbeit-
nehmerwünschen haben, da dies ihre At-
traktivität im Wettbewerb um Arbeitskräf-
te erhöht und hilft, erfahrende Kräfte im
Betrieb zu halten. Der sanfte unternehmer-
verträgliche Ansatz des Gesetzes hat diesen
bestehenden Trend verstärkt. Fraglich ist,
ob die „sanfte Art“ auch noch funktionie-
ren wird, wenn der Druck des Arbeits-
marktes schwindet.

9 1. Quartal 2007, Labour Force Survey, http://
www.statistics.gov.uk/downloads/theme_labour/
LMS_FR_HS/WebTable08.xls

10 Der Opt Out gibt einzelnen Arbeitnehmern das
Recht, die gesetzliche Begrenzung der Wochenar-
beitszeit auf maximal 48 Stunden zu überschrei-
ten.
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